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Flensburg, den 04.12.2009 
 

Betreff: Dienstaufsichtsbeschwerde 
gegen die der Aufsicht des Bundesministeriums der Justiz unterstellte Behörde Generalbundes-
anwalt beim Bundesgerichtshof, vertreten durch Frau Prof. Monika Harms 
 
Sehr geehrte Frau Ministerin Leutheusser-Schnarrenberger, 
zur Vermeidung weiterer schwerer und schwerster Straftaten reiche ich gegen o. g. Behörde 
Dienstaufsichtsbeschwerde ein. 
„... Zentrale Aufgabe der Rechtspolitik und damit des Bundesministeriums der Justiz ist die Si-
cherung und Fortentwicklung unseres Rechtsstaates ...“, heißt es. Da Sie statt weiterer Ein-
schränkungen der freiheitlich-demokratischen Bürgerrechte in Ihrer Antrittsrede sogar die strikte 
Anwendung bestehender Gesetze in Aussicht gestellt haben, wende ich mich nach nun mehr als 15 
Jahren der Unterdrückung der Wahrheit an Sie. 
Hintergründe und Einzelheiten habe ich auf meiner privaten WebSite öffentlich gemacht, aus der 
Ihre Dienstaufsicht die Fakten entnehmen kann. Sie erreichen sie hier: 

http://home.arcor.de/jggmell/ 
Zeugen zu benennen ist in solchen Fällen fast unmöglich, Beweise ergeben sich aber aus dem nach-
weisbaren Tätigwerden aufgeführter und weiterer Behörden und Einrichtungen. 
Da es sich jedoch um Straftaten handelt, die mutmaßlich durch Instrumentalisierung von Teilen der 
Polizei- und Ermittlungsbehörden begangen wurden, ich mich auch nicht von einer solcherart vor-
belasteten und ggf. manipulierten Justiz weiterhin vorverurteilen lassen kann und will, werden Sie 
sicherlich verstehen, dass ich weiter gehende Unterstützung ggf. nur außerhalb des Zuständigkeits- 
und Einflussbereichs deutscher Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden geben kann. 
Zeugenbeeinflussungen, Falschbeschuldigungen, Schikane- und Verleumdungsstrategien wären 
erfahrungsgemäß womöglich erneut die unerwünschten Folgen. 
Altes, längst Abgebüßtes, aber auch längst Verjährtes mehr aus politischen denn rechtsstaatlichen 
Gründen nach Belieben und Bedarf, bis hin zur Willkür „aktuell“ machen, indem etwa verfälschend 
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das aktuelle Datum unter Sachverhalte, Mutmaßungen oder gar Beschuldigungen gesetzt, oder ein 
Datum überhaupt gleich weggelassen wird und so den Schein der Aktualität hervorruft, auch neue, 
ggf. auch völlig haltlose Anschuldigungen durch kriminelle Mittelsmänner konstruiert und streut, 
um weiterhin Einfluss und vor allem Druck ausüben zu können, wie auch anderes mehr, kann in 
einem Rechtsstaat weder Aufgabe noch Rechtfertigung für staatliches Handeln sein. 
Der Begriff „Terrorismusverfolgung“ darf nicht Rechtfertigung für Hass, Menschenverachtung, 
Willkür und Unterdrückung von Persönlichkeits- und Menschenrechten zulassen. 
Hier wurden Grenzen überschritten, welche ein demokratischer Rechtsstaat – gleichgültig welcher 
Weltanschauung – niemals hätte überschreiten dürfen. 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Jürgen G. Gmell 
 


